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Übersicht über die eingegangenen Stellungnahmen 
 

 

1. Kreis Stormarn 
Der Landrat - Fachdienst Planung und Verkehr 
Az.:52/101 
vom 07.04.2008 
 

9. Bürger/in A 
vom 18.06.2007 und 01.04.2008 

2. Kreis Stormarn 
Der Landrat - Untere Denkmalschutzbehörde 
Az.: 51/102-334-001 
vom 02.04.2008 
 

10. Historischer Arbeitskreis Ahrensburg 
vom 02.04.2008 

3. Katholische Pfarrei Maria – Hilfe der Christen 
vom 10.03.2008 
 
 

11. Bürger/in B 
vom 02.04.2008 

4. Gemeinde Ammersbek 
vom 13.03.2008 
 
 

12. Bürger/in C 
vom 29.03.2008 

5. Amt Siek 
Az.: FB III Az.: 61.20.0 
vom 20.03.2008 

 

13. Verein zum Schutz der Ahrensburger Alleen e.V. 
vom 19.03.2008 

6. Amt Bargteheide – Land 
Az.: Ha 
vom 20.03.2008 
 
 

14. Bürger/in D 
Vom 01.07.2007 

7. Gemeinde Großhansdorf 
vom 08.04.2008 
 
 

 

8. Freie und Hansestadt Hamburg 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt –LP 13- 
vom 02.04.2008 
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1. 
 

 

Kreis Stormarn 
Der Landrat - Fachdienst Planung und Verkehr 
Az.:52/101 
vom 07.04.2008 
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1.1 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Als textliche Anlage zum Satzungstext der Neufassung der Erhaltungs- und 
Gestaltungssatzung für die Ahrensburger Villengebiete wird die Ahrensbur-
ger Baumschutzsatzung übernommen. Diese gilt für alle zu erhaltenden 
Bäume im Stadtgebiet. 
 
Der § 15 „Vorgärten“ der Neufassung der Erhaltungs- und Gestaltungssat-
zung wird wie folgt ergänzt: „Eine Versiegelung im Kronentraufbereich be-
stehender Gehölze ist unzulässig“. 
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2. 

 

Kreis Stormarn 
Der Landrat - Untere Denkmalschutzbehörde 
Az.: 51/102-334-001 
vom 02.04.2008 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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3. 

 

Katholische Pfarrei Maria – Hilfe der Christen 
vom 10.03.2008 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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4. 

 

Gemeinde Ammersbek 
vom 13.03.2008 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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5. 

 

Amt Siek 
Az.: FB III Az.: 61.20.0 
vom 20.03.2008 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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6. 

 

Amt Bargteheide – Land 
Az.: Ha 
vom 20.03.2008 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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7. 

 

Gemeinde Großhansdorf 
vom 08.04.2008 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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8. 

 

Freie und Hansestadt Hamburg 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt –LP 13- 
vom 02.04.2008 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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9.1 

 

Bürger/in A 
vom 18.06.2007 und 01.04.2008 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Diese Anregungen betreffen jedoch den Bebauungsplan 
Nr. 77. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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9.2 

 

 
 
 
 
Aufgrund der bisherigen baugestalterischen Erfahrungen mit der bestehen-
den Erhaltungs- und Gestaltungssatzung sind weniger die baulichen Haupt-
anlagen (erhaltenswerte Wohngebäude) das gestalterische Problem, son-
dern insbesondere die Gestaltung und Errichtung von baulichen Nebenanla-
gen, wie Garagen, Stellplätze, Geräteschuppen etc., v.a. wenn diese in der 
Zone der Vorgärten zwischen Hauptgebäude und öffentlichen Straßenraum 
errichtet werden. Die bisherige Satzung hat für diese Konfliktfälle keine Re-
gelungen enthalten. 
 
Um die öffentliche Raumwirksamkeit der historischen Gebäude und En-
sembles im Grundsatz zu ermöglichen (als definiertes öffentliches Interes-
se), wurden entsprechende Regelungen zur Gestaltung der Vorgärten (unter 
Ausschluss von Nebenanlagen, soweit diese problemlos auf anderen 
Grundstücksbereichen errichtet werden können) getroffen. Im Rahmen der 
Abwägung zwischen den dargestellten öffentlichen Belangen und den priva-
ten Belangen der Nutzungsanforderungen an die Grundstücke, werden die 
Auflagen zu den Vorgartenbereichen aufrechterhalten. 
 
Bezüglich der Regelungen zu Einfriedungen (unzulässig ist die Errichtung 
von Jägerzäunen, Stahlmattenzäunen, Maschendrahtzäunen und blickdich-
ten Zäunen sowie Sichtschutzwände) wird festgehalten, dass Bäume und 
Hecken grundsätzlich zulässig sind. 
 
Zur Erhaltung der historischen Gebäude und Grundstücksstrukturen ist es 
daher notwendig, auch Regelungen zur Grundstücksnutzung und –belegung 
zu treffen (wie sonstige Satzungen (z.B. Bebauungspläne) dies auch übli-
cherweise vorsehen). Dies steht der Kommune rechtlich als Satzungsgeber 
grundsätzlich zu (unter Beachtung der zentralen o.g. Abwägung der öffentli-
chen und privaten Belange untereinander), auch wenn als Ergebnis die „op-
timale“ private Grundstücksnutzung in geringen Teilen eingeschränkt wird.  
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10. 

 

Historischer Arbeitskreis Ahrensburg 
vom 02.04.2008 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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11.1 

 

Bürger/in B 
vom 02.04.2008 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
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11.2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) Die planungsrechtlichen Vorgaben zum Aufstellungsverfahren einer Er-

haltungs- und Gestaltungssatzung und somit zur Beteiligung der betrof-
fenen Träger öffentlicher Belange sind durch das BauGB nicht definiert. 
Die Stadt Ahrensburg hat sich daher entschlossen das gleiche Aufstel-
lungsverfahren anzuwenden wie bei der Aufstellung von Bebauungsplä-
nen, also ein zweifaches Beteiligungsverfahren der Öffentlichkeit sowie 
der Behörden und betroffener Träger öffentlicher Belange. In diesem 
Zusammenhang erfolgte die Beteiligung des „Arbeitskreises“ durch ein 
direktes Anschreiben. 

 
b) Die bisherig erarbeiteten Unterlagen haben im Rahmen der „öffentlichen 

Auslegung“ entsprechend nur reinen Entwurfscharakter. „Fertige“ Do-
kumente liegen bisher nicht vor. Im Rahmen der kommunalpolitischen 
Abwägung können somit noch alle Inhalte geändert oder aktualisiert 
werden. 
 
Die sonstigen Ausführungen zum Tätigkeitsbereich des „Historischen 
Arbeitskreises Ahrensburg“ werden zur Kenntnis genommen. 
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11.3 
 
c) 
 
 
 
 
 
d) 
 
 
 
 
e) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
f) 
 

 

 
 
c) Die Ausführungen zum Aufstellungsverfahren Bebauungsplan Nr. 83 

sowie die sonstigen subjektiven Einschätzungen betreffen jedoch nicht 
Regelungsinhalte der Erhaltungs- und Gestaltungssatzung. 
 

d) Wenn sich die Stadt Ahrensburg, wie unterstellt, sich der historischen 
Belange des gesamten Stadtgefüges nicht bewusst wäre, würde die 
Stadt mit hoher Wahrscheinlichkeit auch keine Erhaltungs- und Gestal-
tungssatzung aufstellen. Die ursprüngliche Fassung der Satzung 
stammt im Übrigen bereits aus dem Jahr 1982 und hat bis zum jetzigen 
Zeitpunkt auch Satzungsrecht. Ziel der Neuaufstellung ist die Erhaltung 
der städtebaulichen Eigenart der historischen Stadterweiterungsberei-
che der Gründerzeit und der Epoche bis 1945 sowie die Gestaltung die-
ser Stadtbereiche unter Beachtung ihrer geschichtlichen, architektoni-
schen und städtebaulichen Bedeutung. 

 
e) Die „Grundsatzkritik“ sowohl am „sog. externen Planer“ wie auch an den 

kommunalpolitischen und gesellschaftspolitischen Entscheidungspro-
zessen und –regeln einer Stadt wird zur Kenntnis genommen. Ein direk-
ter Bezug zu den Regelungen der Erhaltungs- und Gestaltungssatzung 
für die Bereiche der gründerzeitlichen und nachgründerzeitlichen Epo-
che kann leider nicht erkannt werden. 

 
f) Die Stadt Ahrensburg besitzt bereits seit 1982 eine Erhaltungs- und 

Gestaltungssatzung für die o.g. Bereiche, für den städtischen Kernbe-
reich der barocken Stadtanlage hat die Stadt ebenfalls eine „Ortsgestal-
tungs-satzung“ aufgestellt. Diese ist bereits seit 10.12.1980 rechtswirk-
sam. Für verschiedene historisch geprägte Stadtbereiche hat die Stadt 
darüber hinaus auch Bebauungspläne aufgestellt, um u.a. stadtstruktu-
relle und historische Gegebenheiten zu sichern. Die Wichtigkeit, die 
Auswirkungen sowie die besonderen Qualitäten der Stadthistorie sind 
allen Verantwortlichen durchaus bewusst. Die im Rahmen der Erarbei-
tung des Stadtentwicklungskonzeptes stattfindende Zukunftswerkstatt 
wird auch die stadtstrukturell – historischen Rahmenbedingungen zum 
Thema haben. 
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11.4 
 
 
g) 
 
 
 
 
 
 
 
h) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
i) 

 

 
 
 
g) Der Zusammenhang mit den Inhalten der Erhaltungs- und Gestaltungs-

satzung ist nicht erkennbar. 
 
 
 
 
 
 

h) Der Zusammenhang mit den Inhalten der Erhaltungs- und Gestaltungs-
satzung ist nicht erkennbar. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

i) Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. § 172 BauGB – Er-
haltung baulicher Anlagen und der Eigenart von Gebieten (Erhaltungs-
satzung) – sieht ausschließlich vor, einen bestimmten Bereich, zur Er-
haltung der städtebaulichen Eigenart des Gebietes auf Grund seiner 
städtebaulichen Gestalt, festzulegen. Dies bedeutet, dass sich der ver-
bindliche Planteil der Satzung nur in einer Festlegung eines bestimmten 
Geltungsbereichs erschöpfen muss. Sonstige planerische Inhalte sind 
nicht zulässig, somit auch nicht weitergefasste Darstellungen oder Fest-
setzungen zu öffentlichen Gebäuden oder sonstigen Gebietsmerkmalen, 
diese sind durchaus in der Begründung zum Entwurf der Satzung abge-
handelt, insbesondere auch zu den stadtstrukturell bedeutsamen Ent-
wicklungsepochen der Stadt Ahrensburg. 
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11.5 
 
 
 
j) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
k) 
 

 

 
 
 
 
j) Kenntnisnahme. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

k) Die zeichnerischen Darstellungen (Geltungsbereiche) der rechtsverbind-
lichen bzw. in Aufstellung befindlichen Bebauungspläne sowie sonstiger 
Satzungen im Geltungsbereich werden innerhalb der Begründung zur 
Satzung dargestellt werden. 
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11.6 
 
 
l) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
m) 
 
 
 
 
 
 
 
 
n) 

 

 
 
 
l) Die untere Denkmalschutzbehörde hat im Rahmen der Beteiligung we-

der Anregungen noch Bedenken vorgebracht. § 172 BauGB – Erhaltung 
baulicher Anlagen und der Eigenart von Gebieten (Erhaltungssatzung) – 
sieht ausschließlich vor, einen bestimmten Bereich, zur Erhaltung der 
städtebaulichen Eigenart des Gebietes auf Grund seiner städtebauli-
chen Gestalt, festzulegen. Dies bedeutet, dass sich der verbindliche 
Planteil der Satzung in einer Festlegung eines bestimmten Gel-
tungsbereichs erschöpfen muss. Sonstige planerische Inhalte sind nicht 
zulässig, somit auch nicht weitergefasste Darstellungen oder Festset-
zungen zu denkmalgeschützten Gebäuden oder sonstiger Anlagen. Die-
se können nur in der Begründung dargestellt und erläutert werden. 

m) Die bauhistorische Herleitung der „messtechnischen“ Mittelachse in der 
Hagener Allee ist nachvollziehbar, für die Festlegung der erhaltenswer-
ten Bereiche aus der Gründerzeit und Zwischenkriegsphase im gesam-
ten südlichen Siedlungsbereich besitzt eine graphische Betonung dieser 
Mittelachse innerhalb der Straßenverkehrsfläche der Hagener Allee kei-
ne große Bedeutung. Das eigentliche Stadtwachstum vollzog sich vor-
rangig nach der barocken Entwicklungsphase. 

 
n) Hier gelten wiederum die Vorgaben des Bundesgesetzgebers für die 

Aufstellung von Erhaltungssatzungen. Siehe Punkt l). 
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11.7 
 
 
o) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
p) 
 

 

 
 
 
o) Ziel der Satzung ist die übergeordnete Unterschutzstellung bebauter, 

historisch bedeutsamer Bereiche. Dies gilt letztendlich auch für Vorha-
ben im öffentlichen Raum – der Plangeltungsbereich der Satzung grenzt 
die wesentliche öffentlichen Straßenverkehrsflächen nicht aus. Eine be-
sondere Markierung der bestehenden „Bausünden“ aus den verschie-
denen Epochen innerhalb der verbindlichen Planfassung hat der Ge-
setzgeber nicht vorgesehen. Die untere Denkmalschutzbehörde hat im 
Rahmen der Beteiligung weder Anregungen noch Bedenken vorge-
bracht. Es bleibt im übrigen festzuhalten, dass die Denkmalschutzbe-
hörde nach anderen gesetzlichen Grundlagen (Denkmalschutzgesetz) 
arbeitet und handelt. Für die Erhaltungssatzung gilt, als kommunale Sat-
zung, das Baugesetzbuch. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

p) Plangrundlage ist die offizielle Grundkarte des Katasteramts für diesen 
Bereich. Hervorhebungen und Änderungen der Plangrundlage sind un-
zulässig. Siehe Punkt l). 
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11.8 
 
 
q) 
 
 
 
 
 
 
 
r) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
s) 
 

 

 
 
 
q) Der Zusammenhang mit den Inhalten der Erhaltungs- und Gestaltungs-

satzung ist nicht erkennbar. 
 
 
 
 
 
 

r) Ziel der Satzung ist die übergeordnete Unterschutzstellung bebauter, 
historisch bedeutsamer Bereiche. Dies gilt letztendlich auch für Vorha-
ben im öffentlichen Raum – der Plangeltungsbereich der Satzung grenzt 
die wesentliche öffentlichen Straßenverkehrsflächen nicht aus, „be-
schränkt“ sich jedoch (und das war auch die Zielsetzung) auf die bebau-
ten Bereiche (und diese finden sich, wie richtig angemerkt, weitgehend 
auf privaten Grundstücksflächen), entstanden in der Gründerzeit und der 
Zwischenkriegsphase. 

 
 
 
 
 
 
 

s) Kenntnisnahme. 
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12. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
 
 
 
b) 

 

Bürger/in C 
vom 29.03.2008 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) Die Umsetzung von Stadthäusern mit Flachdächern wird als legitime 

und sinnvolle Neuinterpretation des Gebäudetypus „Stadtvilla“ angese-
hen. Darüber hinaus wird dadurch auch vermieden, ein „historisieren-
des“ Bauen zu erzwingen. Da die strukturelle und gestalterische Weiter-
entwicklung der historischen Ahrensburger Siedlungsbereiche grund-
sätzlich (auch für die eigene Zukunftsfähigkeit, und unter Vermeidung 
eines Museumscharakters von einzelnen Stadtbereichen) möglich sein 
soll, bleibt § 11 der Satzung erhalten. 

b) Die grundsätzliche Zulässigkeit von baulichen Anlagen in den rückwärti-
gen Grundstücksbereichen wird nicht durch die Erhaltungs- und Gestal-
tungssatzung begründet. Handelt es sich um Bereiche ohne rechtswirk-
same Bebauungspläne regelt der § 34 BauGB (Einfügungsgebot) die 
Zulässigkeit von baulichen Vorhaben (auch in rückwärtigen Grund-
stücksteilen), in Bereichen von Bebauungsplänen wird die Zulässigkeit 
durch die jeweiligen Festsetzungen bestimmt. Falls ein Vorhaben also 
(je nach Standort und Planungsfall) grundsätzlich zulässig ist, gilt der § 
12 der Erhaltungs- und Gestaltungssatzung. Der Baumbestand wird 
grundsätzlich durch die kommunale Baumschutzsatzung geschützt. 
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13. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
 
 
 
 
 
b) 

 

Verein zum Schutz der Ahrensburger Alleen e.V. 
vom 19.03.2008 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) Die Umsetzung von Stadthäusern mit Flachdächern wird als legitime 

und sinnvolle Neuinterpretation des Gebäudetypus „Stadtvilla“ angese-
hen. Darüber hinaus wird dadurch auch vermieden, ein „historisieren-
des“ Bauen zu erzwingen. Da die strukturelle und gestalterische Wei-
terentwicklung der historischen Ahrensburger Siedlungsbereiche 
grundsätzlich (auch für die eigene Zukunftsfähigkeit, und unter Vermei-
dung eines Museumscharakters von einzelnen Stadtbereichen) möglich 
sein soll, bleibt § 11 der Satzung erhalten. 

b) Die grundsätzliche Zulässigkeit von baulichen Anlagen in den rückwär-
tigen Grundstücksbereichen wird nicht durch die Erhaltungs- und Ges-
taltungssatzung begründet. Handelt es sich um Bereiche ohne rechts-
wirksame Bebauungspläne regelt der § 34 BauGB (Einfügungsgebot) 
die Zulässigkeit von baulichen Vorhaben (auch in rückwärtigen grund-
stücksteilen), in Bereichen von Bebauungsplänen wird die Zulässigkeit 
durch die jeweiligen Festsetzungen bestimmt. Falls ein Vorhaben also 
(je nach Standort und Planungsfall) grundsätzlich zulässig ist, gilt der § 
12 der Erhaltungs- und Gestaltungssatzung. Der Baumbestand wird 
grundsätzlich durch die kommunale baumschutzsatzung geschützt. 
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14.1 
 
 
 
 
 
 
a) 
 
 
b) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
c) 
 
 
d) 
 
 
e) 
 
f) 
 
 
g) 
 

 

Bürger/in D 
Vom 01.07.2007 
 
 
 
 
 
a) Kenntnisnahme. 

 
 

b) Wunsch 1 wurde bereits tw. für die Entwurfsfassung des Satzung be-
rücksichtigt (Stellungnahme war vom Juli 2007). Die gesamten Grund-
stücksflächen, also auch die rückwärtigen Gartenflächen sind nunmehr 
Bestandteil der Satzung. Wunsch 2 spricht auf Begehrlichkeiten der 
Bahn an, diese sind dem Planverfasser nicht bekannt, und spielen für 
die Festlegung der erhaltenswerten Bereiche der Stadt Ahrensburg auch 
keine Rolle. Ausschlaggebend für die Regelungsinhalte der Satzung ist 
ausschließlich die Unterschutzstellung historisch bedeutsamer Sied-
lungsbereiche. 

 
 
 

c) Die gesamten Grundstücksflächen, also auch die rückwärtigen Garten-
flächen, sind nunmehr Bestandteil der Satzung. 

 
d) Satzungen (Erhaltungssatzungen, aber auch Bebauungspläne) können 

keine Regelungen zu bestehenden oder zukünftigen Eigentumsverhält-
nissen treffen. 

e) Durch die Festlegungen, viele verschiedene Bautypen (auch Flachdach-
typen) entwickeln zu dürfen, wird grundsätzlich ein erzwungenes histori-
sierendes Bauen verhindert. 

f) Zusätzliche Kosten im Rahmen der Baugenehmigungsvorgänge entste-
hen nicht. 

g) Auch in den Vorgartenzonen ist die Errichtung von Stellplätzen zulässig, 
soweit diese nicht in den rückwärtigen oder seitlichen Grundstücksbe-
reichen errichtet werden können. 
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14.2 
 
h) 
 
i) 
 
 
j) 
 
 
 
k) 
 
l) 
 
m) 
 
 
 
n) 
 
 
 
o) 
 
p) 

 

 
 
h) Dies betrifft nicht den Regelungsinhalt der Satzung. 

 
i) Vgl. Pkt. b). 

 
 

j) Die Hamburger Straße ist, wie dargestellt, teilweise durch unterschiedli-
che Farbgebungen bei Fassaden geprägt. Soweit die Gebäude weiter-
hin bestehen, können natürlich die originalen Farbgebungen bei Repara-
turen oder Sanierungsmaßnahmen beibehalten werden. 

k) Unzulässig sind nur grelle, leuchtende, glänzende und reflektierende 
Farbanstriche. Dies lässt unterschiedliche Farbgebungen bei Putzfassa-
den durchaus zu. 

l) Die Stadt ist grundsätzlich befugt Satzungen zur Regelung der städte-
baulichen Entwicklung und Ordnung (und auch zur Erhaltung und Ges-
taltung baulicher Anlagen) aufzustellen. Je nach Satzungsziel können 
dabei unterschiedliche Regelungen und Festsetzungen getroffen wer-
den. Das Baugesetzbuch sieht für diese Fälle keine Kostenübernahme 
durch die satzungsgebende Kommune vor. 

m) Die Satzung sieht keinen Zwang zu Wärmedämmmaßnahmen vor. An-
sonsten gilt hier auch das gleiche wie unter Pkt. l) genannt. 

n) Untergeordnete Dachaufbauten (Dachgauben u.a.), Dacheinschnitte 
oder Dachflächenfenster sind durchaus zulässig, sofern sie die Gesamt-
kubatur der historischen Stadthäuser und die jeweilige Dachlandschaft 
nicht wesentlich beeinträchtigen. 

o) Fast alle bestehenden Gebäude an der Hamburger Straße berücksichti-
gen diese Regelung bereits. Nur die grundsätzliche Blickbeziehung zwi-
schen Hauptgebäude und öffentlichen Raum soll gewährleistet bleiben, 
die Errichtung von Einfriedungen ist grundsätzlich zulässig. 

p) Im Rahmen des gesonderten „Genehmigungsvorbehalts“ steht die Ah-
rensburger Bauverwaltung für Gespräche und einvernehmlichen Ein-
schätzungen zur zukünftigen Gestaltung baulicher Vorhaben im Gel-
tungsbereich der Satzung zur Verfügung. 
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  Die Satzung hat das übliche Beteiligungsverfahren mit mehrfachen Be-
teiligungsmöglichkeiten auch für die betroffene Öffentlichkeit durchge-
führt. Insbesondere die Darstellung der Satzungsinhalte und –ziele bei 
der frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung fand sehr überwiegend positive 
Resonanz. Die Stadt würde ein „Mehr“ an Anregungen und Stellung-
nahmen, auch nach Ende des Aufstellungsverfahrens, sehr begrüßen. 
Darüber hinaus beabsichtigt die Stadt durch Verteilung von Info-Material 
(Broschüren, Faltblätter etc.) die Regelungsinhalte der Satzung direkt 
den betroffenen Eigentümern und Nutzern zur Verfügung zu stellen, um 
auch damit einen regen Informationsaustauch mit allen Betroffenen zu 
gewährleisten. 

 


